
die w estdeutsche M ilitärbasis der NATO als A rbeits
k ra f t  oder Söldner. Zugleich bedeutet dies einen Ver
lust von A rbeitskräften  in der DDR. W er illegal 
unseren S taa t verläßt, um im Bonner S taa t oder W est- 
Berlin zu bleiben, begeht V erra t an  den friedlichen 
In teressen unseres Volkes. Begibt sich zum  Beispiel ein 
Ingenieur, ein sonstiger Spezialist oder ein F ach
arbeiter illegal nach W estdeutschland, so hem m t er 
n icht nur unseren sozialistischen Aufbau, sondern er 
h ilft auch, ob er das will oder nicht, den w estdeutschen 
M ilitaristen. Bei E inschätzung der G esellschaftsgefähr
lichkeit des illegalen V erlassens der DDR fä llt er
schwerend ins Gewicht, wenn zum  Beispiel ein 
Ingenieur, ein Lehrer, ein S tudent usw., die m it A r
beitergroschen ausgebildet wurden, das in  sie gesetzte 
V ertrauen  brechen. So h a tte  z. B. der A ngeklagte W. an 
der Reichsbahningenieurschule stud iert und monatlich 
135,— DM Stipendium  erhalten. E r versuchte, illegal 
die DDR zu verlassen und w urde zu vier M onaten Ge
fängnis verurteilt. D er L ehrer W. E. erhielt wegen Ver
suchs des illegalen W egzugs nach W estdeutschland vom 
K reisgericht N ebra eine G efängnisstrafe von drei Mona
ten, die noch rech t niedrig ist. In  jedem Falle müssen 
die bisherige T ätigkeit und alle in der Persönlichkeit 
des T äters liegenden U m stände untersucht und berück
sich tig t werden. Die erzieherische Aufgabe des Ge
rich ts besteht darin, den oder die A ngeklagten sowie 
weitere B ürger davon abzuhalten, sich der N ot und 
dem Elend der sogenannten „Ostzonenflüchtlinge“ aus
zusetzen und zu verhindern, daß B ürger unseres S taates 
dabei von A gentenzentralen m ißbraucht werden.

Quelle: „Der Schöffe“ 1958, S. 87.

DOKUMENT 202

U rteil des K reisgerichts Dessau
vom 7. F eb ruar 1958 

— S 32/58 — K II  S 30/58 —

Der A ngeklagte w ird wegen V erstoßes nach § 1 Abs. 1 
und 3 des Gesetzes zur Änderung des Paßgesetzes vom
11. Dezember 1957

zu einer G efängnisstrafe von zwei Wochen 
verurteilt.
Die Auslagen des V erfahrens werden dem A ngeklagten 
auferlegt, soweit sie 3,— DM übersteigen.

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Ende Novem ber 1957 h a tte  sich die E hefrau  des Ange
k lag ten  m it dem eineinhalbjährigen Kind und ih rer 
M utter nach W est-Berlin abgesetzt. Von dort aus fo r
derte sie den A ngeklagten auf, nachzukommen. Dieser 
erk lä rte  sich n icht dam it einverstanden, sondern ver
langte, daß seine E hefrau  sofort zurückkom m en solle. 
Zu Beginn des Jah res  1958 bekam  er aberm als N ach
rich t von seiner F rau , daß das Kind schwer erk ran k t 
sei und im K rankenhaus liege. D araufhin faß te  der An
geklag te den Entschluß, ebenfalls nach W estdeutsch
land zu gehen. Zu diesem Zwecke verkaufte  er seine 
Küchen- und Schlafzimmermöbel zum  Preise von ins
gesam t 800,—  DM. Da er das W ohnzimm er auf Teil
zahlung gekauft hatte , konnte er dieses noch nicht 
w eiter veräußern, sondern es m ußte e rs t der K redit 
um geschrieben werden. Am 18. Ja n u a r 1958 wollte er 
das Gebiet der DDR ohne die Genehmigung der zu
ständigen Stellen verlassen.
D er A ngeklagte is t in vollem U m fange geständig. E r 
sieht das Verwerfliche seines V erhaltens ein und be
reu t es.

D am it ist festgestellt, daß  der A ngeklagte ohne die not
wendige Genehmigung der zuständigen Stellen seine 
Übersiedlung nach W estdeutschland vorbereitet h a t und 
illegal das Gebiet der Deutschen D em okratischen Re
publik verlassen wollte. V orsatz liegt insofern vor, als 
er bereits seine Möbel verkau ft hatte , um  sein Vor
haben auszuführen. Da es zu einem V erlassen der DDR 
noch nicht gekom m en ist, liegt ein Versuch vor. Der 
A ngeklagte is t daher nach § 1 Abs. 1 und 3 des Ge
setzes zur Ä nderung des Paßgesetzes der DDR in Verbin
dung m it § 8 des Paßgesetzes vom 15. Septem ber 1954 
strafrech tlich  verantw ortlich.
D as V erhalten des A ngeklagten ist m oralisch und poli
tisch  äußerst verwerflich. E r wollte sich in das Lager 
der K riegstreiber begeben und dort, wenn auch nicht 
bew ußt, teilnehm en an  den V orbereitungen zu einem 
neuen Kriege. D arüber hinaus betre ib t jeder, der das 
Gebiet der DDR verläß t, V erra t an unserem  S taa t und 
an  unseren W erktätigen. A ußerdem  schadet er der 
A ktionseinheit, die von unserer R egierung und allen 
fortschrittlichen Menschen angestreb t wird, um  in 
W estdeutschland ebenfalls das Ziel, näm lich den A uf
bau des Sozialismus, zu erreichen. Durch die Verminde
rung  der A rbeitskräfte , die durch den Abzug nach 
W estdeutschland entstehen, w ird dem A ufbau des So
zialismus in der DDR Schaden zugefügt. Der A rbeiter
k lasse in W estdeutschland w ird der Kam pf, den sie 
gegen ihre U nterdrücker führen, erschw ert durch den 
Zuzug von A rbeitskräften , die von den K apitalisten als 
Lohndrücker und S treikbrecher eingesetzt werden. Es 
w ar deshalb notwendig, daß von unserer V olkskam m er 
das Gesetz über die Ä nderung des § 8 des Paßgesetzes 
erlassen wurde, um  w eitere Schäden zu verhindern. 
D arüber hinaus is t die DDR ein souveräner S taat, und 
es w ar deshalb nötig, daß ihre Grenzen geschützt w ur
den. Aus dem D argelegten ergib t sich, daß ein V er
stoß gegen die obigen Bestim m ungen von erheblicher 
G esellschaftsgefährlichkeit ist.
Das G ericht erkannte daher, in  Übereinstim m ung m it 
dem A n trag  der S taatsanw altschaft, auf eine Ge
fängn isstra fe  von zwei Wochen. Diese S tra fe  is t erfor
derlich, um  dem A ngeklagten seine Pflichten als B ürger 
der DDR zum Bewußtsein zu bringen und ihn von 
ähnlichen Entschlüssen abzuhalten.
Die Entscheidung über die A uslagen des V erfahrens 
erg ib t sich aus § 2 Abs. 2 der StKVO vom 15. M ärz 
1956.
gez. Schram  gez. M arkw ort gez. K läber

DOKUMENT 203

U rteil des K reisgerichts M erseburg
vom 8. Ja n u a r 1958 

— S 7/58 —

Die S trafkam m er h a t fü r  R echt erkannt:
D er A ngeklagte wird wegen ........... V erstoßes gegen
i 8 Abs. 1 und 3 des P aßgesetzes der DDR vom 15. Sep
tem ber 1954 in der F assung  vom 11. Dezember 1957 zu 
einer G efängnisstrafe von 10 Wochen verurteilt.

A u s  d e n  G r ü n d e n :

D er A ngeklagte w ar ab 8. A ugust 1957 im  U rlaub und 
befand sich w ährend seines U rlaubes in  Braunschweig 
bei seinem Onkel. Der A ngeklagte h a tte  das zweite 
Mal vom 28. November 1957 bis zum  6. Dezember 1957 
U rlaub. Auch w ährend dieser Zeit w ar der A ngeklagte
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